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des Bundesministers für Verkehr und Elek­
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Beginn der Sitzung: 15 Uhr 

V o r s i t ze n d e r: Präsident Dr. Maleta. 

A u f  d e r  R e g i e r u n g s b a n k: 

Bundeskanzler Dr. J osef Klaus, 

Vizekanzler DDr. Bruno Pittermann, 

die Bundesminister: 

für Inneres Franz Olah, 

für Justiz Dr. Christian Broda, 

für Unterricht Dr. Theodor Piffl.Percevic, 

für soziale Verwaltung Anton Proksch, 

für Finanzen Dr. Wolfgang Schmitz, 

für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. 
Dr. Karl Schleinzer, 

für Handel und Wiederauf bau Dr. Fritz 
Bock, 

für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft Otto 
Probst, 

für Landesverteidigung Dr. Georg Prader, 

für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Bruno 
Kreis ky; 

die Staatssekretäre: 

im Bundesministerium für Inneres Franz 
Soron ics, 

im B undesministerium für Justiz Dr. Franz 
Hetzenauer, 

im Bundesministerium für Handel und 
Wiederauf bau Eduard Weikhart und Dok­
tor Vinzenz Kotzina, 

im Bundesministerium für Landesvertei­
digung Otto Rösch, 

im Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten Dr. Carl H. Bobleter. 
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Präsiden t: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 
Hohes Haus! Es ist mir eine besondere 

Freude, den Herrn Bundespräsidenten, der in 
unserer Mitte weilt, begrüßen zu können. 
(Das Haus erhebt sich und begrüßt das Staats­
oberhaupt mit lebhaftem Beifall.) 

Desgleichen begrüße ich die neuernannte 
Bundesregierung unter der Führung des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. Klaus. (Beifall bei den 
Regierungsparteien. ) 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 2. April 1964 den Nationalrat 
mit gleichem Datum zu einer außerordent­
lichen Tagung einberufen. Auf Grund dieser 
Einberufung wurde die heutige Sitzung fest­
gesetzt. 

Das amtliche P r o t o k oll  der 45. Sitzung 
vom 18. März 1964 ist in der Kanzlei aufge­
legen, unbeanständet geblieben und gilt daher 
als g e n e h m i g t. 

K r a n k  gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Haider, Dr. Josef Gruber, Gabriele, 
Theodor Cerny und Stürgkh. 

E n t s c h u l d i g t  haben sich die Abgeordneten 
Dr. Kleiner, Rosa Jochmann, Preußler, Eber­
hard, Marie Emhart, Dr. Stella Klein-Löw und 
Altenburger. 

Dem Herrn Abgeordneten Mitterer habe 
ich über sein Ersuchen gemäß § 12 des Ge­
schäftsordnungsgesetzes einen U r  l a u  b bis 
Ende April erteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Zeillinger, um die Verlesung des 
E i n l a u f e s. 

Schriftführer Zeillinger: 
,,2. April 1964 

An den Herrn Prägidenten des Nationalrates. 

Ich beehre mich die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 2. April 1964 mich von der Fort­
führung der Geschäfte des Bundeskanzlers 
und die übrigen Mitglieder der Bundesregierung 
und die Staatssekretäre vom Amte enthoben 
hat. 

Dr. Gorbach" 

,,2. April 1964 

An den Herrn Präsidenten des Nationalrates. 

Ich beehre mich die Mitteilung zu machen, 
daß der Herr Bundespräsident mit Entschlie­
ßung vom 2. April 1964 gemäß Artikel 70 
Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der 

'Fassung von 1929 mich zum Bundeskanzler 
ernannt hat. 

Weiters hat der Herr Bundespräsident über 
meinen Vorschlag ernannt: 

gemäß Artikel 70 Abs. 1 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 

den Abgeordneten zum Nationalrat DDr. 
Bruno Pittermann zum Vizekanzler , 

den Abgeordneten zum Nationalrat Franz 
Olah zum Bundesminister für Inneres, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Chri­
stian Broda zum Bundesminister für Justiz, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Theo­
dor PifII-Percevi6 zum Bundesminister für 
Unterricht, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Anton 
Proksch zum Bundesminister für soziale Ver­
waltung, 

Dr. Wolfgang Schmitz zum Bundesminister 
für Finanzen, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Dipl.­
Ing. Dr. Karl Schleinzer zum Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, 

Dr. Fritz Bock zum Bundesminister für 
Handel und Wiederaufbau, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Otto 
Probst zum Bundesminister für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft , 

den Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Ge­
org Prader zum Bundesminister für Landes­
verteidigung , 

den Abgeordneten zum Nationalrat Doktor 
Bruno Kreisky zum Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten; 

gemäß Artikel 70 Abs. 1 in Verbindung mit 
Artikel 78 Abs. 2 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes in der Fassung von 1929 

den Abgeordneten zum Nationalrat Franz 
Soronics zum Staatssekretär und ihn zur Unter­
stützung in der Geschäftsführung und zur 
parlamentarischen Vertretung dem Bundes­
minister für Inneres beigegeben, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Doktor 
Franz Hetzenauer zum Staatssekretär und ihn 
zur Unterstützung in der Geschäftsführung 
und zur parlamentarischen Vertretung dem 
Bundesminister für Justiz beigegeben, 

den Abgeordneten zum Nationalrat Eduard 
Weikhart und 

den Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Vin­
zenz Kotzina zum Staatssekretär und sie zur 
Unterstützung in der Geschäftsführung und 
zur parlamentarischen Vertretung dem Bundes­
minister für Handel und Wiederaufbau beige­
geben, 

den Abgeordneten zum Niederösterreichi­
schen Landtag Otto Rösch zum Staatssekretär 
und ihn zur Unterstützung in der Geschäfts­
führung und zur parlamentarischen Vertretung 
dem Bundesminister für Landesverteidigung 
beigeben, 

den a. o. Gesandten und bevollmächtigten 
Minister Dr. Carl H. Bobleter zum Staats­
sekretär und ihn zur Unterstützung in der Ge-
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ZeiIlinger 
schäftsführung und zur parlamentarischen 
Vertretung dem Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten beigegeben. 

Dr. Josef Klaus" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 
Ich ersuche den Schriftführer, in der Ver­

lesung des Einlaufes fortzufahren. 

Schriftführer Ze illinge r: Von der Bundes­
regierung sind folgende V o r  l a g  e n einge­
langt: 

Zusatzprotokoll zum Protokoll zum Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommen über die 
Ergebnisse der Zolltarif konferenz 1960/61 
(383 der Beilagen); 

Bundesgesetz über Straf bestimmungen zur 
Bekämpfung der Untreue und der Bestech­
lichkeit (Antikorruptionsgesetz) (384 der Bei­
lagen). 

Es werden zugewiesen: 

383 dem Zollaus8chuß; 
384 dem Justizaus8chuß. 

Präsident: Die eingelangten A n  t r  ä g e 
101jA der Abgeordneten Machunze und 

Genossen, betreffend N ovellierung des Bundes­
gesetzes vom 14. Dezember 1961 über die An­
meldung von Sachschäden, die durch Um­
siedlung oder Vertreibung entstanden sind 
(Anmeldegesetz), und 

102jA der Abgeordneten Jungwirth und Ge­
nossen, betreffend Novellierung des Einkom­
mensteuergesetzes 1953, 
w e i s e  ich dem Finanz- und Budgetausschuß 
z u. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand 
erhoben � - Das ist nicht der Fall. 

Seit der letzten Haussitzung sind fünf 
A nfr a g e  b e a n t w o r t u n g e n  eingelangt, die 
den Anfragestellern ü b e r m it t e l t  wurden. 
Diese Anfragebeantwortungen wurden auch 
vervielfältigt und an alle Abgeordneten ver­
teilt. 

Erklärung der Bundesregierung 

Präsident: Wir gehen in die T a g e s o r d n u n g  
ein und gelangen zum einzigen Punkt: Erklä­
rung der Bundesregierung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Bun­
deskanzler Dr. Klaus. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Hohes Haus! 
Am 3. April des vergangenen Jahres hat Bun­
deskanzler Dr. Gor bach vor diesem Hohen 
Haus die Erklärung der Bundesregierung 
abgegeben. Am 26. Februar dieses Jahres 
hat Bundeskanzler Dr. Gorbach dem Herrn 
Bundespräsidenten mitgeteilt, daß er als Bun­
deskanzler demissioniert. Der Herr Bundes· 

präsident hat die Demission des Bundes­
kanzlers Dr. Gorbach angenommen. Am 
gleichen Tag hat der Herr Bundespräsident 
mich zum Bundeskanzler designiert und mich 
mit der Durchführung der für die Bildung der 
neuen Regierung notwendigen Verhandlungen 
betraut. 

Die Verhandlungen über die Regierungs­
erklärung wurden zwischen den beiden Re­
gierungsparteien in einer verhältnismäßig kur­
zen Zeit zum Abschluß gebracht. Daraufhin 
hat heute, am 2. April 1964, die gesamte Re­
gierung demissioniert, und der Herr Bundes­
präsident hat über meinen Vorschlag die neue 
Regierung ernannt und angelobt. 

Ich möchte diese Gelegenheit nicht vor· 
übergehen lassen, meinem Amtsvorgänger 
Dr. Alfons Gorbach, der seit 1961 an der Spitze 
der Bundesregierung stand, und jenen Regie­
rungsmitgliedern, die dem neuen Kabinett 
nicht mehr angehören, aufrichtig Dank zu 
sagen. (Beifall bei ÖVP und SPO.) 
Nicht wenig ist in der Zeit der Amtsführung 
Dr. Gorbachs geschehen und hier im Hohen 
Haus Gesetz geworden, schwer wiegt aber auch 
das, was in der Zeit seiner Amtsführung die 
Politik der Zusammenarbeit bedrohte. Auch 
das wissen wir heute schon zu würdigen. 

Der Nationalrat, der am 3. April 1963 die 
von Dr. Gorbach abgegebene Erklärung der 
Bundesregierung entgegennahm und der heute 
die von mir abgegebene Erklärung hört, ist 
der gleiche. Er besteht aus den Abgeordneten 
zum Nationalrat, die auf Grund der National­
ratswahlen vom 18. November 1962 in dieses 
Hohe Haus entsendet wurden. 

Die von mir gebildete und heute vom Herrn 
Bundespräsidenten angelobte Bundesregierung 
ist so wie die Volksvertretung in ihrer partei. 
mäßigen Zusammensetzung gleichgeblieben. 
Es ist eine Regierung der beiden großen 
Parteien, die sich im Arbeitsübereinkommen 
vom 29. März 1963 zur Zusammenarbeit grund. 
sätzlich bis zum Ablauf der Gesetzgebungs­
periode verpflichtet haben. 

Die Verhandlungen über die Bildung dieser 
neuen Bundesregierung hatten deshalb aus­
schließlich das Regierungsprogramm für die 
noch vor uns liegende Zeit der Gesetzgebungs­
periode zum Gegenstand, wobei die Öster­
reichische Volkspartei und die Sozialistische 
Partei die Auffassung teilten, daß der heutigen 
Regierungserklärung die Regierungserklärung 
vom 3. April 1963 zugrunde gelegt werden soll. 
Ebenso einigten wir uns darüber, daß bei der 
Neufassung dieser Regierungserklärung be­
rücksichtigt werden soll, was in den letzten 
zwölf Monaten bereits erledigt wurde und was 
im gegenwärtigen Zeitpunkt zusätzliche und 
stärkere Beachtung verdient. 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

Ich möchte, ohne alle hier im Hause seit 
dem 3. April 1963 beschlossenen Gesetze 
einzeln anzuführen, doch auf einige wichtige 
Materien hinweisen, die inzwischen erledigt 
worden sind. 

Auf dem Gebiet der Finanzpolitik kam es 
zur Verabschiedung des Investmentfonds­
gesetzes ; auf dem Gebiet der Verkehrspolitik 
zur gesetzlichen Sicherstellung der Automati­
sierung des österreichischen Telephonnetzes. 

Auf dem Gebiet der Sozialgesetzgebung 
konnten maßgebliche Verbesserungen erreicht 
werden. Vor allem wäre hier auf die weiteren 
Novellierungen zum Allgemeinen Sozialver. 
siche rungsgesetz hinzuweisen, welche unter 
anderem eine allgemeine 6prozentige Pensions· 
und Rentenanpassung sowie eine Erhöhung der 
Ausgleichszulagen für die Bezieher kleiner 
Pensionen brachten. In der Pensionsversiche­
rung der Selbständigen wurden die Vorschriften 
über den Anspruch auf Erwerbsunfähigkeits­
pension verbessert. Hervorzuheben wäre auch, 
daß das in der letzten Regierungserklärung 
erwähnte Heeresversorgungsgesetz vom Par­
lament verabschiedet wurde. Die notwendige 
Anpassung der Bezugssätze der Arbeitslosen­
versicherung wurde durchgeführt. Eine ge­
setzliche Regelung der Unterbrechung des 
Urlaubs bei Krankheit befindet sich im 
Stadium parlamentarischer Beratung. 

Das in der letzten Regierungserklärung 
angekündigte Volksbegehrengesetz konnte 
gleichfalls verabschiedet werden. 

Der Verwirklichung des in der vergangenen 
Gesetzgebungsperiode verabschiedeten Schul­
gesetzwerkes dienten verschiedene Gesetze. 
Ausdrückliche Erwähnung verdient hier aber 
noch das Studienbeihilfengesetz. 

Die frühere Bundesregierung ist über die 
Forderungen der öffentlich Bediensteten in 
Verhandlungen mit dem Verhandlungsaus­
schuß der zuständigen Gewerkschaften ein­
getreten; die Verhandlungen werden dem­
nächst fortgesetzt. Wir werden diese Forde­
rungen genau prüfen und im Rahmen der 
gegebenen Möglichkeiten versuchen, eine Lö­
sung zu finden. Die letzte Entscheidung in 
dieser Frage wird, wie bai allen sonstigen zu 
Mehrbelastungen des Staatshaushaltes füh· 
renden Maßnahmen, dem Hohen Haus ob· 
liegen. 

Hohes Haus! Wenn auch die inzwischen 
verstrichenen zwölf Monate manche Akzente 
anders setzten, so kann doch festgesetellt 
werden: 

In seinen Grundsätzen ist das Programm 
der neuen Regierung gleichgeblieben. Diese 
Regierungserklärung ist eine Erklärung der 
beiden in dieser Regierung vertretenen Par. 

teien. Mit dieser Erklärung erneuern wir zu. 
gleich auch unser Bekenntnis zur Zusammen. 
arbeit. Ich möchte allerdings von vornherein 
betonen, daß wir die großen vor uns liegenden 
Aufgaben nur dann bewältigen werden kön. 
nen, wenn diese Gemeinsamkeit nicht nur 
ein Lippenbekenntnis ist, sondern in den 
vor uns liegenden Monaten und Jahren durch 
Taten erhärtet wird. Mit dem Bekenntnis 
zur Zusammenarbeit, aber auch mit dem 
Bekenntnis zur Sparsamkeit auf allen Ge. 
bieten, insbesondere im Staatshaushalt, und 
mit dem Bekenntnis zur Rechtsstaatlichkeit 
und zu anderen wesentlichen Grundsätzen 
allein ist es nicht getan. Wir werden - ich 
wiederhole dies ausdrücklich - für alle 
diese Bekenntnisse in der vor uns liegenden 
Zeit täglich aufs neue konkrete Beweise zu 
erbringen haben. 

Die Welt um uns ist nicht stehengeblieben, 
die Entwicklung drängt zu raschen Ent­
scheidungen, und vor uns liegen nur noch 
zweieinhalb Jahre der verfassungsgemäßen 
Gesetzge bungsperiode. 

Haben Sie bitte deshalb Verständnis dafür, 
wenn ich sehr nüchtern und sehr kurz und 
gedrängt von der ehrlichen Absicht, mit der 
ganzen Kraft der beiden großen Parteien 
an die Arbeit zu gehen, diese Regierungs. 
erklärung abgebe. 

Die österreichische Außenpolitik wird sich 
auch in Zukunft von dem Grundsatz der 
immerwährenden Neutralität leiten lassen und 
weiterhin auf die damit verbundenen Ver. 
pflichtungen achten. Grundlage dafür ist das 
Bundesverfassungsgesetz über die Neutralität 
vom 26. Oktober 1955, in dem es heißt: 

,,(1) Zum Zwecke der dauernden Behauptung 
seiner Unabhängigkeit nach außen und zum 
Zwecke der Unverletzlichkeit seines Gebietes 
erklärt Österreich aus freien Stücken seine 
immerwährende Neutralität. Österreich wird 
diese mit allen ihm zu Gebote stehenden Mit. 
teIn aufrechterhalten und verteidigen. 

(2) Österreich wird zur Sicherung dieser 
Zwecke in aller Zukunft keinen militärischen 
Bündnissen beitreten und die Errichtung 
militärischer Stützpunkte fremder Staaten 
auf seinem Gebiete nicht zulassen." 

Der Wortlaut dieses Gesetzes ist eindeutig. 
Es erübrigt sich, hiezu durch die Bundes. 
regierung neue Interpretationen zu geben, 
und es ist Sache der mit der Vollziehung 
dieses Gesetzes beauftragten, ausschließlich 
dem Nationalrat verantwortlichen Bundes. 
regierung, für die Auslegung und Handhabung 
dieser Verpflichtung zu sorgen. 

Aus der immerwährenden Neutralität ergibt 
sich für Österreich die eindeutige Verpflich­
tung, die Unabhängigkeit unseres Staates 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 

und die Unverletzlichkeit seines Gebietes 
mit allen zu Gebote stehenden Mitteln auf­
rechtzuerhalten und zu verteidigen. Die Bun­
desregierung wird daher die bisherigen Be­
mühungen zum Aufbau einer umfassenden 
Landesverteidigung auf Grund der bereits 
vorliegenden Ministerratsbeschlüsse auf mili­
tärischem, geistigem, zivilem und wirtschaft­
lichem Gebiet fortsetzen und bis zum Ende 
der Frühjahrssession dem Parlament einen 
ausführlichen Bericht über den Stand unserer 
Landesverteidigung vorlegen. Auf dem Gebiet 
der militärischen Landesverteidigung wird 
alles zu unternehmen sein, was dem Ziele der 
Herbeiführung einer jederzeitig möglichst 
hohen Einsatzbereitschaft des Bundesheeres 
dient. Die Bundesregierung wird sich bei 
diesen Bemühungen von dem Grundsatz leiten 
lassen, daß die Landesverteidigung eine be­
sondere staatspolitische Notwendigkeit dar­
stellt, für die im Rahmen der finanziellen 
Gegebenheiten und wirtschaftlichen Möglich­
keiten auch Opfer gebracht werden müssen. 

Die österreichische Außenpolitik wird weiters 
auf die strikteste Einhaltung aller Bestim­
mungen des Staatsvertrages, dem Österreich 
die Wiedererlangung seiner vollen Freiheit 
verdankt, bedacht sein. 

Die vordringlichste Aufgabe auf außen­
politischem Ge biet wird für die Bundesregie­
rung die Regelung unseres Verhältnisses zur 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sein. 
Da etwa die Hälfte des österreichischen Ex­
ports in die Märkte der EWG geht, müssen 
alle Anstrengungen gemacht werden, um eine 
Schmälerung dieser Exportmöglichkeit, wie 
sie durch die fortschreitende Diskriminierung 
bereits eingetreten und weiterhin zu be­
fürchten ist, zu verhindern. 

Die Gespräche, die mit der EWG-Kommis­
si on stattgefunden haben, haben eine weit­
gehende Klarstellung der österreichischen Hal­
tung erlaubt. Die österreichische Bundes­
regierung betont in diesem Zusammenhang 
neuerlich, daß sich Österreich grundsätzlich 
zu den im Römer-Vertrag niedergelegten 
Prinzipien bekennt. Mit Rücksicht auf die 
Neutralität und die Verpflichtungen des öster­
reichischen Staatsvertrages muß die Bundes­
regierung allerdings, wie bei den bisherigen 
Besprechungen dargelegt wurde, Wert darauf 
legen, daß über die nachfolgend angeführten 
Punkte eine befriedigende Vereinbarung er­
zielt werden kann: 

a) die Erhaltung der handelspolitischen 
Vertragshoheit ; 

b) das Recht auf Kündigung; 
c) die Schaffung gemeinsamer Institutionen, 

die der völkerrechtlichen Lage Österreichs 
entsprechen; 

d) die Sicherstellung eines gewissen Maßes 
an Eigenversorgung. 

Österreich ist Mitglied der Europäischen 
Freihandelsassoziation ; solange der Inhalt 
eineR Arrangements mit der EWG in seinen 
Grundzügen nicht feststeht, wird die Bundes­
regierung in loyaler Weise an der Weiter­
entwicklung der Europäischen Freihandels­
assoziation im Rahmen des Vertrages von 
Stockholm mitwirken. Sie wird gleichzeitig 
alle Bestrebungen fördern, die dazu dienen, 
einen Rückgang der österreichischen E�orte 
in die EWG-Staaten nach Möglichkeit hintan­
zuhalten, und alles unternehmen, damit der 
österreichische Export auch in alle anderen 
Staaten, die -- was nicht übersehen werden 
darf - die andere Hälfte der österreichischen 
Exporte aufnehmen, weiterentwickelt wird. 

Ein Herzensanliegen der Bundesregierung 
ist die Sicherung der Lebensrechte der Süd­
tiroler Volksgruppe. 

Der Bericht der 1ger-Kommission befindet 
sich gegenwärtig im Stadium der Endredaktion, 
und die österreichische Bundesregierung hofft, 
daß er Vorschläge an die italienische Regierung 
enthalten wird, deren Verwirklichung zu der 
im Pariser Vertrag vom 5. September 1946 
zwischen Österreich und Italien vereinbarten 
Regionalautonomie für Südtirol führt. Die 
italienische Regierung hat sich in den Be­
sprechungen der Außenminister vo� 23. Ok­
tober 1963 in Genf bereit erklärt, dIe Schluß­
folgerungen, die sie aus dem Bericht der 
1ger-Kommission zieht, zum Gegenstand der 
Beratungen einer möglichst bald nach der 
Fertigstellung des Berichtes einzuberufenden 
Außen ministerkonferenz zu machen. Die Bun­
desregierung legt also besonderen Wert dar­
auf daß es zu diegen Verhandlungen bald 
ko�mt, um es ihr so zu ermöglichen, sich ein 
Bild über die Schlußfolgerungen zu machen, 
die die italienische Regierung aus dem Bericht 
der 1ger-Kommission zu ziehen beabsichtigt. 
Nur dann wird sie in der Lage sein, zu be­
urteilen, ob die von der italienischen Regie­
rung ins Auge gefaßten gesetzlichen und 
anderen Maßnahmen die Verwirklichung der 
im Pariser Vertrag vom 5. September 1946 
zugestandenen Rechte der Südtiroler Volks­
gruppe bringen werden. 

Im übrigen wiederhole ich da�, was die 
Bundesregierung schon im Vorjahr zu dieser 
Frage abschließend erklärt hat, nämlich daß 
die österreichische Regierung der Ansicht ist, 
daß die Schaffung der regionalen Autonomie 
für die Provinz Bozen gemäß dem Pariser 
Vertrag den berechtigten Interessen der Süd­
tiroler Voksgruppe entspricht und zugleich ein 
friedliches und konstruktives Zusammenleben 
der beiden Völker garantieren würde. Auch 
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die neue Bundesregierung wünscht mit ein- J schaftliche Wettbewerbsfähigkeit davon ab­
deutiger Klarheit festzustellen, daß sie eine hängt, ob es uns gelingt, für eine bestmögliche 
Lösung des Südtirol-Problems nur mit fried- Ausbildung der Erwerbstätigen in allen Zwei­
lichen Mitteln anstrebt. gen der Wirtschaft und Verwaltung zu sorgen 

Was die Beziehungen Österreichs zu den und alle in unserem Volk vorhandenen Be­
Großmächten betrifft, ist die Bundesregierung gabungen im höchst möglichen Maße zu ent­
glücklich, die Feststellung machen zu können, wickeln. 
daß keine offenen Fragen von besonderer Das große Schulgesetzwerk ist ein Funda­
Tragweite zur Diskussion stehen und sich die ment, auf dem wir weiterbauen müssen. Die 
�eziehungen harmonisch und freundschaft- Bundesregierung ist entschlossen, alle Mög­
lich gestalten. lichkeiten wahrzunehmen, um den Geist der 

Die Bundesregierung bekennt sich zu einer Zusammenarbeit und des guten Einverneh­
Fortsetzung der bisher geführten Politik der mens, in dem die Schulgesetze in diesem Hohen 
guten Nachbarschaft. Sie stellt mit Genug- Hause verabschiedet wurden, auch für die 
tuung fest, daß diesbezüglich in den vergan- Zukunft sicherzustellen. Die österreichischen 
genen zwölf Monaten beachtenswerte Erfolge Bildungsbestrebungen müssen sich nunmehr 
erzielt werden konnten. Dazu gehören die mit aller Kraft den Anliegen der Lehre und 
abgeschlossenen Vermögensverträge mit Ru-· der Forschung auf den Hochschulen zuwenden. 
mänien und Bulgarien. Die Bundesregierung Grundsätzliche Überlegungen über notwendige 
legt besonderen Wert darauf, daß auch in den neue Initiativen müssen im Hochschulstudien­
Beziehungen mit der Tschechoslowalwi und gesetz und in der Neuformulierung der ein­
Ungarn eine sichtbare Verbesserung eintritt'!1 zeInen ��udienordnungen ihren Niederschlag 
Sie kann aber nicht umhin, zu betonen, daß finden. Uber eine organisatorisch-formale Ver­
eine solche davon abhängig ist, daß die offenen I einheitlichung hinaus soll eine innere Er­
Vermögensfragen zwischen Ungarn und der neuerung des Studienwesens an den Hoch­
Tschechoslowakei einerseits und Österreich schulen im Geiste des hohen Grundsatzes 
andererseits einer baldigen befriedigenden Lö- der Freiheit von Wissenschaft und Lehre 
sung zugeführt werden können. angestrebt werden. 

Die eingetretenen Erleichterungen im Reise- Im Rahmen eines großen Bildungsplanes 
verkehr mit einigen unserer Nachbarstaaten soll aber auch die außerschulische Erziehung 
haben zu einer erfreulichen Verbesserung und insbesondere die Berufsvorbereitung und 
der politischen Atmosphäre geführt und dar- der Berufsaufstieg die besondere Förderung 
über hinaus dazu beigetragen, in den letzten der Bundesregierung erfahren. 
Jahrzehnten zerrissene Familienbande wieder 
anzuknüpfen. 

Österreich ist Mitglied verschiedener inter­
nationaler Organisationen, die sich unter 
anderem auch mit der Hilfe für in Entwicklung 
begriffene Länder befassen. Im Rahmen dieser 
Organisationen beteiligt sich Österreich an 
Hilfsmaßnahmen und wird auch in Zukunft 
- im Rahmen seiner Möglichkeiten - tat­
kräftigen Anteil an den Bestrebungen dieser 
Organisationen in dieser Richtung nehmen. 

Hohes Haus! Wenn ich bei dieser Re­
gierungserklärung früher als bisher üblich 
auf die Kulturpolitik zu sprechen komme, 
so deshalb, weil mit der zunehmenden Be­
friedigung materieller Bedürfnisse die Be­
deutung der Kulturgüter und der Bildung 
für die Gesellschaft nicht abnimmt, sondern 
zunimmt. 

Österreich ist ohne den innigen Kontakt 
mit dem geistigen Leben aller Kulturvölker 
ebenso wenig denkbar wie Europa ohne den 
geschichtlichen und den aktuellen Beitrag des 
geistigen Lebens in Österreich. 

Mehr denn je aber müssen wir heute er­
kennen, daß nicht nur das Ansehen Öster­
reichs in der Welt, sondern auch seine wirt-

Die Bemühungen um eine dauernde Lösung 
der Gesamtprobleme von Rundfunk und 
Fernsehen werden fortgesetzt. Ein von beiden 
Regierungsparteien paritätisch beschickter Aus­
schuß soll bis zum 30. Juni dieses Jahres 
diese Vorschläge erarbeiten. 

Durch den Abschluß der Verträge mit dem 
Heiligen Stuhl zur Regelung vermögensrecht­
licher Fragen und zur Regelung von mit dem 
Schulwesen zusammenhängenden Fragen sowie 
durch den Vertrag über die Errichtung eines 
Bistums Eisenstadt, aber auch durch die 
Schaffung eines neuen Protestantengesetzes 
hat sich in den letzten Jahren im Verhältnis 
zwischen den Religionsgemeinschaften und 
dem Staat eine für beide Teile erfreuliche 
Entwicklung angebahnt. 

Ich möchte hier als meine persönliche 
Auffassung jedoch besonders unterstreichen, 
daß der Staat und die Kirchen in meinen 
Augen nicht nur Vertragspartner sind, sondern 
daß unser Staat in hohem Maße auf die sitt­
liche Substanz angewiesen ist, die zu erhalten 
und mehren das Anliegen der Kirchen ist. 

Zu den wichtigsten Aufgabengebieten der 
Bundesregierung gehört die Finanz- und Bud­
getpolitik. Ihr oberstes Gebot muß das nach-
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drückliche Bemühen um die Erhaltung der 
Stabilität des Schillings sein. Das sind wir 
den Bewohnern dieses Landes, insbesondere 
den Lohnempfängern, den Renten- und Pen­
sionsbeziehern und den Sparern, darüber 
hinaus aber auch den Angehörigen aller Be­
rufs- und Erwerbsstände schuldig. Eine we­
sentliche Voraussetzung für die Erhaltung der 
Kaufkraft des Schillings ist eine sich nach den 
Einnahmen orientierende Gebarung im ordent­
lichen Staatshaushalt, die wiederum in der 
gegenwärtigen Situation ohne größte Spar­
samkeit und ohne Zurückstellung vorläufig 
unerfüllbarer Forderungen nicht denkbar ist. 

Darüber hinaus hat die Finanz- und Budget­
politik die Aufgabe, den Wachstumsprozeß 
der österreichischen Wirtschaft zu fördern. 
Die teilweise stürmische Nachkriegsexpansion 
der österreichischen Wirtschaft hat einer 
Verflachung der konjunkturellen Entwicklung 
in einzelnen Wirtschaftssektoren gleichwie 
in allen anderen europäischen Ländern Platz 
gemacht. Die derzeitige konjunkturelle Lage 
ist dadurch charakterisiert, daß im allgemeinen 
einer anhaltenden Konjunktur auf den Ver­
brauchsgütermärkten eine Abflachung der 
Nachfrage nach Investitionsgütern gegenüber­
steht. Die Finanz- und Budgetpolitik muß 
auf diese konjunkturelle Situation insofern 
abgestellt sein, als wachstumsfördernde Maß­
nahmen so gewählt werden müssen, daß sie 
die in gleicher Weise notwendige Währungs­
stabilität nicht gefährden. 

Gleichzeitig ist die gegenseitige Abhängigkeit 
der Entwicklung der nationalen Volkswirt­
schaften in Europa stärker geworden. Das 
bedeutet, daß die österreichische Wirtschaft 
sich auf die Chancen und Gefahren einer groß­
räumigen Arbeitsteilung und Konkurrenz um­
stellen muß. Die Wirtschaft muß weiterhin 
expandieren, wenn der Le bensstandard der 
Bevölkerung aufrechterhalten und weiterhin 
gesteigert werden soll. In engem Zusammen­
wirken mit der Finanz- und Budgetpolitik 
wird daher auch die Wirtschaftspolitik die 
Aufgabe haben, die österreichischen Unter­
nehmungen noch mehr als bisher auf dem 
europäischen und auf dem Weltmarkt wett­
bewerbsfähig zu machen. Steigende Kosten 
und sinkende Erlöse haben die Ertragschancen 
zahlreicher öffentlicher und privater Unter­
nehmungen beeinträchtigt. Besonders vor­
dringlich sind daher Maßna,hmen zur In­
vestitionsförderung und zur Förderung der 
Kapitalbildung. Dazu gehören in erster Linie 
der Aufbau und die Belebung des Kapital­
marktes, was entsprechende gesetzgeberische 
Maßnahmen zur Voraussetzung hat. Die 
Bundesregierung wird bemüht sein, der Volks­
wirtschaft den Anreiz und die Möglichkeit 
zu weiteren Investitionen zu geben. Neben 

den Kapitalmarktgesetzen gehören dazu die 
Sicherung der Bewertungsfreiheit und Maß­
nahmen in Richtung auf eine weitere Senkung 
der Kreditkosten. Die Exportförderungsmaß­
nahmen sind auszudehnen und den ver­
schärften Konkurrenzbedingungen auf den 
internationalen Märkten anzupassen, die vor 
allem auf die Einräumung langfristiger Kre­
dite zurückzuführen sind. 

Die österreichische Wirtschaftsstruktur ist 
durch ein Vorherrschen der Klein- und Mittel­
betriebe charakterisiert. Da auch diese Unter­
nehmungen in größeren europäischen Wirt­
schaftsräumen ihren Platz und wichtige Auf­
gaben zu erfüllen haben, muß auch ihre 
Investitionstätigkeit gefördert werden. Dieser 
Aufgabe dienen der weitere Ausbau der 
Gewerbekreditaktionen sowie die ständige Über­
prüfung der steuerlichen Belastung der ge­
werblichen Unternehmungen. Für das öster­
reichische Gewerbe wichtig ist auch eine 
dauernde finanzielle Sicherung der Pensions­
versicherungsanstalt der Selbständigen. 

Auch auf dem Gebiet der Steuerverein­
fachung sollen die bereits begonnenen Be­
mühungen fortgesetzt werden, wobei der seit 
langem aufgeschobenen Umsatzsteuerreform 
zur Vermeidung der Beeinträchtigung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Kleinbetriebe be­
sondere Bedeutung zukommt. 

Der Fremdenverkehr spielt im Rahmen der 
österreichischen Volkswirtschaft und für ihr 
Wachstum eine bedeutende Rolle. Deshalb 
soll die österreichische Fremdenverkehrswer­
bung ausgebaut werden. Es ist Vorsorge zu 
treffen, daß ausreichende Finanzierungsmög­
lichkeiten die Hotellerie und das Gastgewerbe 
in die Lage versetzen, Investitionen und 
Ver besserungen durchzuführen. 

Eine nicht zu übersehende Bedeutung kommt 
im Rahmen der österreichischen Volkswirt­
schaft den verstaatlichten Unternehmungen 
zu. Die in der Bundesregierung vertretenen 
Parteien haben die Einsetzung eines Arbeits­
ausschusses beschlossen, der bis 30. Juni 1964 
wichtige Fragen dieser Unternehmen klären 
soll. Ich nenne hier vor allem Fragen der 
Finanzierung, der Aktienausgabe, der allge­
meinen Wirtschaftspolitik und Strukturpro­
bleme ; darüber hinaus alle jene Voraussetzun­
gen, die geschaffen werden müssen, damit 
die verstaatlichten Unternehmungen den 
Anforderungen, die sich aus der europäischen 
Integration ergeben, gerecht werden können. 
Die Bundesregierung wird daher, so bald die 
Beratungen über dieses Problem konkrete 
Ergebnisse zeitigen, nicht zögern, die not­
wendigen Maßnahmen zu treffen. 

Die Schaffung größerer Wirtschaftsräume 
berührt auch alle Fragen des Verkehrs in 
besonderem Maße. Auf dem Gebiete des 
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Straßenbaues wird neben dem weiteren Ausbau 
der Bundesstraßen im Rahmen der budgetären 
Gegebenheiten die Fertigstellung der Autobahn 
Wien - Salzburg sowie der Teilstrecke 
Wien - Wiener Neustadt vordringlich be­
trieben werden. Um die beschleunigte Fertig­
stellung der Brenner-Autobahn sicherzustellen, 
wird demnächst ein Gesetz über die Finanzie­
rung dieser international überaus wichtigen 
Nord-Süd-Verbindung auf Mautbasis dem 
Hohen Haus vorgelegt werden. Mit diesem 
Gesetz soll gleichzeitig auch die Novelle 1964 
zum Bundesstraßengesetz vorgelegt werden, 
die im wesentlichen das künftige Autobahn­
Konzept für ganz Österreich zum Inhalt 
haben wird. Damit wären die Voraussetzungen 
gegeben, um auf weite Sicht das österreichi­
sche Autobahn-Netz planen und die korrespon­
dierenden Verbindungslinien mit unseren 
Nachbarstaaten vorbereiten zu können. 

Der ständig steigende Bedarf an flüssigem 
Treibstoff kann aus der österreichischen Erdöl­
produktion nicht befriedigt werden. Es wird 
daher der Bau von Ölleitungen eine wichtige 
Aufgabe der nächsten Zukunft sein, wobei 
zu beachten sein wird, daß dadurch keine 
Abhängigkeit von einem einzigen Rohölliefe­
ranten oder von einer Sondergruppe von 
Lieferfirmen entsteht. 

Auch die Weiterführung der Elektrifizierung 
und Modernisierung der Österreichischen Bun­
desbahnen ist ein Ziel der Bundesregierung. 
Das bedeutet im besonderen die Erhaltung 
und Erneuerung des Oberbaues und der 
Brücken, die Ergänzung des Fahrparks, Um­
stellung aller bisher noch dampf betriebenen 
Strecken auf elektrischen oder Dieselbetrieb. 
Die Modernisierung des Post betrie bes und die 
dazu notwendigen Investitionen für moderne 
Postämter, für den Postautobetrieb sowie die 
sonstige verwaltungstechnische Modernisierung 
sollen in den nächsten Jahren zum Abschluß 
gebracht werden. 

Auf dem Gebiete der Zivilluftfahrt werden 
erhöhte Anstrengungen notwendig sein, um 
den als Flugpassagiere und als Luftverfrächter 
in Frage kommenden Personenkreis zu er­
weitern. Hiezu wird es erforderlich sein, die 
Flugsicherung, die Flughäfen und das Fluggerät 
weiter zu vervollkommnen und das bestehende 
Luftverkehrsnetz zu verdichten. 

Es wird notwendig sein, der österreichischen 
Elektrizitätswirtschaft auch in Hinkunft grö­
ßere Aufmerksamkeit zu widmen und für eine 
gesunde Entwicklung zu sorgen. Dazu wird 
eine zweckmäßige Koordinierung zur besseren 
Ausnützung insbesondere der österreichischen 
Wasserkräfte treten müssen. 

Die Aufrechterhaltung einer leistungsf ähigen 
Donauschiffahrt wird ein ernstes Bemühen 
der Bundesregierung sein. 

Für einzelne Gebiete der Budgetpolitik 
ist es notwendig, sie längerfristig zu konzi­
pieren. Dies gilt unter anderem nach dem 
Ablauf des vergangenen Programms für die 
öffentlichen Investitionen für die Erstellung 
eines neuen Investitionsprogramms. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß die Investitions­
tätigkeit der öffentlichen Hand unter gesamt­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten gemeinsam 
mit der privaten Investitionstätigkeit be­
handelt werden muß. 

Zur längerfristigen Budgetpolitik zwingt 
insbesondere die Notwendigkeit, die knappen 
Finanzierungsmittel optimal einzusetzen. Die 
Knappheit der Mittel verlangt auch eine 
Rangordnung der Ausgaben. Eine besondere 
Aufmerksamkeit muß in Zukunft neben der 
wissenschaftlichen Forschung auch der ge­
samtwirtschaftlichen wie der innerbetrieblichen 
Forschungsarbeit gewidmet werden. 

Im Hinblick auf die Knappheit des Pro­
duktionsfaktors Arbeitskraft ist es notwendig, 
die Leistungsfähigkeit der in Österreich Tätigen 
durch entsprechende Bildungsinvestitionen zu 
heben. Unter diesem Gesichtspunkt haben, wie 
ich schon früher beim Abschnitt Kulturpolitik 
dargelegt habe, alle auf die Qualitätsverbes­
serung abgestellten Maßnahmen auf dem 
Erziehungssektor auch ihre große wachstums­
politische Bedeutung. 

Die österreichische Land- und Forstwirt­
schaft befindet sich gegenwärtig in einem Um­
gestaltungsprozeß größten Ausmaßes. Daß 
dieser zur Stärkung eines gesunden Bauern­
tums führe, liegt im allgemeinen Interesse. 

Die Anpassung· an die Erfordernisse des 
Industriezeitalters und an die Wettbewerbs­
bedingungen eines großen europäischen Marktes 
stellt den Bauernstand vor Anforderungen, 
denen unsere überwiegend klein-, mittel- und 
bergbäuerlichen Betriebe trotz größter An­
strengungen allein aus eigener Kraft nicht ge­
wachsen sein können. Es ist vor allem die 
große Aufgabe des Landwirtschaftsgesetzes, 
durch den "Grünen Plan" die Entwicklung 
wegweisend und fördernd in die rechten Bahnen 
zu lenken. Die Zielsetzungen des Landwirt­
schaftsgesetzes gehen weithin konform mit 
den Bestrebungen einer gemeinsamen euro­
päischen Agrarpolitik und sollen maßgeblich 
dazu beitragen, die Wettbewerbsf ähigkeit und 
Europareife der österreichischen Bauernschaft 
zu stärken. Das Landwirtschaftsgesetz soll 
daher verlängert, seine Bestrebungen sollen 
nach Möglichkeit weiter intensiviert werden. 
Ebenso muß das bereits vielfach bewährte 
Marktordnungsgesetz weiterhin dazu bei­
tragen, auf dem Gebiete der Milch�, Getreide­
und Viehwirtschaft im Interesse von Erzeu­
gern und Verbrauchern stabile Markt- und 
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Preisverhältnisse zu erhalten. Im Zuge der 
Vorbereitung auf die Integration wird es not­
wendig sein, unsere Marktordnung mit den 
Maßnahmen in der EW G zu harmonisieren. 
Wir dürfen hoffen und erwarten, daß der Agrar­
export, der in den vergangenen Jahren eine 
zunehmende Bedeutung erlangt hat, weiter 
ausgebaut werden kann und sich Produktions­
struktur und Preisniveau integrationskonform 
entwickeln. 

Die Hebung der Qualitätsproduktion ist 
sowohl für den Inlandsabsatz als auch für den 
Export von höchster Wichtigkeit. Als not­
wendige Voraussetzung dafür muß der fach­
lichen Ausbildung in der Land- und Forst­
wirtschaft weiterhin größte Aufmerksamkeit 
geschenkt werden. Dazu gehört vor allem die 
eheste gesetzliche Neuregelung des land- und 
forstwirtschaftlichen Schulwesens. Die Ver­
besserung von Verkehrslage und Agrarstruktur 
sowie Maßnahmen der Produktionsumstellung 
und Rationalisierung der land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebe bedürfen mehr denn je 
zuvor der intensivsten Förderung; vor allem 
auch durch die Gewährung zinsverbilligter 
Kredite. 

Der Bauernschaft soll auf sozialpolitischem 
Ge biet vor allem wegen des schlechten Ge­
sundheitszustandes der bäuerlichen Bevöl­
kerung Gleichstellung mit den übrigen Bevöl­
kerungsgruppen zuerkannt werden. 

Ein dringendes Gebot ist auch die Erhaltung 
des österreichischen Waldes, dem eine hohe 
landeskulturelle, wirtschaftliche und soziale 
Bedeutung zukommt. Wir werden daher die 
Forstrechtserneuerung zum Abschluß bringen 
und dabei jene Maßnahmen besonders f ördern, 
die eine Verbesserung der Waldbewirtschaftung 
ermöglichen. 

Trink- und Nutzwässer stellen einen wesent­
lichen Teil der Lebens- und Wirtschaftsgrund­
lage dar. Es liegt daher im allgemeinen Inter­
esse, für die Reinerhaltung der Gewässer ent­
sprechend vorzusorgen. 

In der Frage des Wohnungsproblems sind 
die beiden in der Regierung vertretenen Par­
teien übereingekommen, einen Ausschuß einzu­
setzen, der bis Ende des Jahres 1964 versuchen 
soll, eine einvernehmliche Lösung herbeizu­
f ühren. Es ist zu hoffen, daß eine Neuordnung 
der Wohnungswirtschaft, die sich an wirt­
schaftlich. vernünftigen und sozial gerechten 
Maßstäben orientiert, auch die Zustimmung 
aller Verantwortlichen finden wird. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß es 
möglich ist, das Wohnungsproblem ohne soziale 
Härten zu lösen. Einsicht, Disziplin und Ver­
antwortungsbewußtsein werden notwendig sein. 
Die Schwierigkeiten einer Lösung des Woh· 
nungsproblems werden umso leichter zu über. 

winden sein, wenn wir bedenken, daß eine 
solche Lösung vor allem der Jugend unseres 
Landes zugute kommen würde, jenen jungen 
Menschen, die eine Familie gründen möchten 
oder bereits eine Familie gegründet haben, 
ohne daß ihnen bisher ein wirklich menschen. 
würdiges Heim geboten werden konnte. 

Die Bemühungen um einen weiteren Ausbau 
der Sozialgesetzgebung, welcher freilich auf den 
Fortgang der wirtschaftlichen Entwicklung 
Rücksicht nehmen muß, werden fortzusetzen 
sein. 

Teilgebiete des Arbeitsrechtes, die den heu. 
tigen Erfordernissen nicht mehr entsprechen, 
werden einer Neufassung zuzuführen sein. 
Dies muß als Voraussetzung für eine zu­
künftige Arbeit an einer Vereinfachung und 
gewissen Vereinheitlichung des gesamten So­
zialrechtes, also auch einer Kodifikation des 
Arbeitsrechtes, angesehen werden. 

Die vordringlichste Aufgabe auf dem Ge­
biete der Sozialversicherung ist die Sicherung 
des finanziell!3n Bestandes der Pensionsversi­
cherung und die Einführung einer Renten­
und Pensionsdynamik, also eines gesetzlichen 
Systems der regelmäßigen Anpassung der Lei­
stungen der Sozialversicherung an das Wachs­
tum der Volkswirtschaft. 

Auf dem Gebiet der Krankenversicherung 
wird es ein wesentliches Ziel sein, die Leistungs­
f ähigkeit der Krankenversicherungsanstalten 
zu bewahren. Es werden insbesondere die 
Bedingungen für einen noch zweckmäßigeren 
Einsatz der zur Verfügung stehenden Mittel 
herzustellen sein. Aus der großen Zahl der 
Aufgaben, die auf sozialpolitischem Gebiet zu 
lösen sind, wären als Beispiel auch die Ein. 
f ührung einer zweckentsprechenden gesetz. 
lichen Krankenversicherung der Bauern, die 
Verbesserung der Lage der Kriegsopfer und 
Kriegshinterbliebenen sowie die notwendigen 
Maßnahmen für eine allgemeine Verbesserung 
des Gesundheitszustandes der Bevölkerung, 
insbesondere bei der Bekämpfung von Volks­
krankheiten und der Herstellung des Strahlen­
schutzes, zu erwähnen. 

Es wird in diesem Zusammenhang wiederum 
festgestellt, daß die östeITeichische Bundes­
regierung auch weiterhin bemüht sein wird, 
bei allen ihren Maßnahmen die berechtigten 
Interessen der Familien zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung ist sich ihrer Ver­
pflichtung bewußt, daß durch die solidarische 
Hilfe der Gesamtheit jenen Gruppen unseres 
Volkes beizustehen ist, die aus eigener Kraft 
nicht imstande sind, die nachteilig steigenden 
Le benshaltungskosten auszugleichen. 

Eine Kodifikation der Familiengesetze soll 
eine größere Klarheit und Vereinfachung ihrer 
Handhabung herbeiführen. 
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Bei der Behandlung aller dieser sozial­

politischen Maßnahmen wird auf die finanzielle 
Situation des Staates ebenso wie auf die auf 
der Vollbeschäftigung beruhende Leistungs­
f ähigkeit unserer Volkswirtschaft Rücksicht 
zu nehmen sein. 

An dieser Stelle möchte ich zum Abschluß 
der Darlegungen über die Probleme der 
Finanz-, Wirtschafts-, Agrar-, Wohnungs- und 
Sozialpolitik einen eindringlichen Appell an 
die Sozialpartner richten, Disziplin und Ver­
antwortungsbewußtsein zu üben. 

Auf dieser Basis konnte die auf freier Verein­
barung beruhende Paritätische Kommission 
in der Vergangenheit Wertvolles leisten. Die 
Bundesregierung gibt der Hoffnung Ausdruck, 
daß dieses Zusammenwirken der Sozial- und 
Wirtschaftspartner auch in Zukunft nicht nur 
aufrechterhalten, sondern auch im Sinne der 
neuen Entwicklungen vertieft wird, die wäh­
rend der vorausgegangenen Regierungsperiode 
sich so vielversprechend angebahnt haben. 
Ich meine damit die Ergänzung der Paritä­
tischen Kommission für Preis- und Lohnfragen 
durch Schaffung eines dritten Unterausschusses 
unter der Bezeichnung "Beirat für Wirt­
schafts- und Sozialfragen". Die Aufgabe 
dieses Beirates ist es, der Regierung Vor­
schläge zu erstatten, die eine bessere Ko­
ordinierung der Wirtschaftspolitik ermög­
lichen, indem sie die einzelnen Probleme der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik in ihrem ge­
samtwirtschaftlichen Zusammenhang und 
unter Berücksichtigung erkennbarer Entwick­
lungen behandeln. Die Bundesregierung ver­
spricht sich davon einen wertvollen Beitrag 
zu einer gemeinwohlorientierten konzeptiveren 
Wirtschaftspolitik, wobei die letzte Verant­
wortung für die österreichische Wirtschafts­
und Sozialpolitik bei Regierung und Parlament 
liegt. 

Die Bundesregierung erneuert das Bekennt­
nis zum Rechtsstaat und zu den rechtsstaat­
lichen Einrichtungen der Republik, deren 
Schutz, Stärkung und Ausbau ihr angelegen 
sein wird. Die eingeleiteten Maßnahmen zur 
Sicherung einer rasch wirksamen Rechts­
kontrolle durch die Gerichtshöfe des öffent­
lichen Rechts sollen weiter verfolgt werden. 

Dem f öderalistischen Aufbau der Republik 
entsprechend wird der Stellung der Bundes­
länder und der Gemeinden im Sinne einer 
Verwaltungsvereinfachung besondere Aufmerk­
samkeit zuzuwenden sein. Je mehr 'Aufgaben 
die kleineren Gebietskörperschaften in eigener 
Verantwortung lösen können, desto leichter 
wird der Bund die Aufgaben bewältigen 
können, die sich nur auf Bundesebene lösen 
lassen. 

Der Ausbau der Grund- und Freiheitsrechte, 
zumal die verfassungsgesetzliche Verankerung 
des Fernmeldegeheimnisses, mit dem Ziel eines 
verstärkten Schutzes der Freiheitssphäre des 
Staatsbürgers ist erforderlich. Es wäre wün­
schenswert, einen zeitgemäßen Katalog der 
Grundrechte aufzustellen, wobei es sich freilich 
um eine schwierige Aufgabe handelt, die gründ­
licher Vorbereitung bedarf. 

Die Bundesregierung ist sich der Tatsache 
bewußt, daß vielfach Novellierungen und Ab­
änderungen der Bundesverfassung die Über­
sichtlichkeit der Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes beeinträchtigt haben. Eine 
Gesamtkodifikation des geltenden Verfassungs­
rechtes durch den Verfassungsgesetzgeber und 
der Einbau der geltenden verfassungsgesetz­
lichen Vorschriften in die Bundesverfassung 
könnten hier Abhilfe schaffen. Aufrecht ist die 
Notwendigkeit, die innerstaatliche Anwend­
barkeit der Europäischen Menschenrechtskon­
vention durch verfassungsgesetzliche Maß­
nahmen sicherzustellen. 

Auf dem Gebiet der inneren Verwaltung ist 
das Staatsbürgerschaftsrecht neu zu gestalten. 
Die Schaffung einer StaatsbÜTgerevidenz und 
die Anpassung der Rechtsvorschriften an 
internationale Vereinbarungen, die Österreich 
zu ratifizieren beabsichtigt, erfordert gesetz­
ge berische Maßnahmen. Eine Regelung der 
Grundsätze für das Fürsorgewesen wird im 
Zusammenwirken mit den Gebietskörper­
schaften herbeizuf ühren sein. 

Die Studien und Vorbereitungsarbeiten zur 
Modernisierung und zum Ausbau des öffent­
lichen Sicherheitswesens sollen fortgesetzt 
werden, damit die Exekutive den besonderen 
Anforderungen, die in der heutigen Zeit an sie 
gestellt werden, gerecht werden kann. Be­
sonderer Wert wird dabei darauf zu legen sein, 
den Nachwuchs für die Exekutive sicherzu­
stellen. Dem Auf- und Ausbau des Zivil­
schutzes sind weiterhin intensive Bemühungen 
zu widmen. 

Im Bereich des Justizressorts wird die 
Fortsetzung der Arbeiten an der Strafrechts­
reform, an der Reform des Strafverfahrens­
rechtes und an einem Strafvollzugsgesetz 
sowohl die Bundesregierung als auch den 
Nationalrat vor bedeutende Aufgaben stellen. 

Hohes Haus! Die Vielfalt der Aufgaben, 
die die neue Bundesregierung zu bewältigen 
haben wird, mag auf den ersten Blick ver­
wirrend wirken. Blicken wir aber hinter 
trockene Kompetenzen und Budgetzahlen, 
so zeigt sich sehr wohl ein innerer Zusammen­
hang. Im Mittelpunkt an unserer Bemühun­
gen steht der Mensch in seinem Existenzkampf, 
in seiner Sorge um die Familie, in seinem Stre­
ben nach sozialer Gerechtigkeit und nach Teil-
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habe an den Werten der Bildung und der 
Kultur. 

Zur vollen Entfaltung seiner Persönlichkeit 
bedarf der Mensch auch einer entsprechenden 
wirtschaftlichen Sicherheit. Diese ihm zu 
geben ist Aufgabe der Wirtschaft, für die in 
unserer Zeit auch der Staat eine hohe Ver­
antwortung trägt. Die österreichische Wirt­
schaft, die sich im letzten Jahrzehnt so groß­
artig entwickelt und damit die Lebensfähigkeit 
Österreichs erwiesen hat, steht neuerlich vor 
einer Bewährungsprobe. Sie muß sich den 
verschärften Konkurrenzbedingungen eines 
europäischen Großmarktes anpassen. Dazu 
bedarf es nicht zuletzt einer Verbesserung der 
Kapitalausstattung, sowohl im Bereich der 
Unternehmungen als auch im Bereich der 
Gemeinschaftseinrichtungen, wie Straßen, 
Bahnen, Schulen und anderes mehr. Kapital 
wird gebildet durch Sparen und Investieren. 
Beides zu f ördern gehört zu den Schwer­
punkten der Wirtschaftspolitik der neuen 
Bundesregierung. Dabei müssen wir uns stets 
vor Augen halten, daß zwischen öffentlichen 
und privaten Investitionen ein enger Zu­
sammenhang besteht. Sparen ist nur sinnvoll, 
wenn die gesparten Werte erhalten bleiben. 
Die Bemühung um die Sicherung der Wäh­
rungsstabilität ist daher ein weiterer Schwer­
punkt dieses Programms. 

So wichtig die Förderung der Kapital­
bildung auch ist, Kapital wird erst fruchtbar 
durch die Arbeit des Menschen, der es im 
Produktionsprozeß einsetzt. Der Einsatz wird 
umso größeren Erfolg erzielen, je mehr der 
technische Fortschritt zum Tragen kommt 
und je qualifizierter die in unserer Wirtschaft 
tätigen Arbeitskräfte sind. Daraus ergibt sich 
zwangsläufig die Förderung der Forschung und 
der beruflichen Ausbildung als ein weiterer 
Schwerpunkt. 

Zur gedeihlichen Entwicklung unserer Wirt­
schaft brauchen wir aber auch weiterhin ein 
gesundes soziales Klima. Dies zu erhalten ist 
nicht zuletzt Aufgabe eines verantwortungs­
bewußten Zusammenwirkens der Sozialpartner 
auf betrieblicher und überbetrieblicher Ebene. 
Die Bundesregierung wird von sich aus alles 
tun, damit die erfreuliche Entwicklung der 
letzten Jahre auf diesem Gebiet anhalten und 
fortschreiten kann. Sie erblickt darin ebenfalls 
einen Schwerpunkt ihrer Bemühungen. 

Schließlich aber dürfen wir nicht vergessen, 
daß die Verantwortung einer Regierung nicht 
auf das Heute beschränkt sein kann. Wie das 
Morgen aussehen wird, werden unsere Kinder 
bestimmen, wenn sie ins aktive Wirtschafts­
leben eintreten und an der politischen Ge­
staltung mitwirken können. Aus diesem Grunde 
kommt es schon heute darauf an, daß unsere 

Kinder in gesunden Familien und guten Schulen 
heranwachsen und für die Gemeinschaftsarbeit 
vor bereitet werden, die sie einmal bewältigen 
müssen. Die Sorge um die Jugend gehört 
mit zu den Aufgaben des modernen Staates. 

Ich komme damit zum Schluß und darf 
in Erinnerung rufen, daß die beiden großen 
Parteien 1945 ihre Zusammenarbeit begonnen 
und seither ein großes Auf bauwerk vollbracht 
haben. Diese Zusammenarbeit hat am 12.  Fe­
bruar 1964 ihren weithin sichtbaren Ausdruck 
gefunden. 

In der Habsburg-Frage haben die Regie­
rungsparteien zu dem Beschluß des Verfas­
sungsgerichtshofes vom 16. Dezember 1961, 
mit welchem die Beschwerde des Dr. Otto 
Habsburg-Lothringen zurückgewiesen wurde, 
und zu dem Erkenntnis des Verwaltungs­
gerichtshofes vom 24. Mai 1963, mit welchem 
die Erklärung des Dr. Otto Habsburg-Loth­
ringen als ausreichend befunden wurde, die 
Landesverweisung zu beenden, voneinander 
abweichende Rechtsstandpunkte bezogen. 
Diese Standpunkte sind nach wie vor unver­
ändert. 

Zu dieser Frage hat der Nationalrat in seiner 
Sitzung vom 4. Juli 1963 mit Mehrheit fol­
gende Entschließung gefaßt : 

"Der Nationalrat beauftragt die Bundes-
regierung 

in Würdigung der Tatsache, daß - ohne 
Bezugnahme auf die einander wider­
sprechenden Rechtsauffassungen des Ver­
fassungs- und Verwaltungsgericht8hofes 
in dieser Angelegenheit - eine Rückkehr 
von Dr. Otto Habsburg-Lothringen nicht 
erwünscht ist, weil sie ohne Zweifel mit 
schwerwiegenden Konsequenzen für die 
Republik Österreich verbunden wäre und 
wegen der Gefahr daraus entstehender 
politischer Auseinandersetzungen auch zu 
wirtschaftlichen Rückschlägen führen würde, 

dieser Feststellung als Willenskundge bung 
der österreichischen Volksvertretung in ge­
eigneter Weise zu entsprechen. " 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 
19. Juli 1963 mit Mehrheit folgende Ent­
schließung gefaßt : 

"Angesichts der Tatsache, daß die gesamte 
staatliche Verwaltung gemäß Artikel 18 der 
Bundesverfassung nur auf Grund der Gesetze 
ausgeübt werden darf, ersucht der Bundesrat 
die Bundesregierung, unter Bedachtnahme auf 
das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 24. Mai 1963 mit allem Nachdruck darauf 
zu achten, daß die Grundsätze der Rechts­
staatlichkeit gewahrt und gesetzwidrige Maß­
nahmen verhindert werden. "  

Angesichts dieses Zustandes sind die beiden 
Regierungsparteien entschlossen, die Habs-
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burg-Frage in Wahrung der Verfassung und 
des Rechtsstaates gemeinsam in friedlicher 
Weise auf Dauer zu lösen. Die Bundesregie­
rung wird dafür sorgen, daß es mittlerweile 
nicht durch übereilte Schritte irgendeiner 
Seite, insbesondere durch eine Rückkehr von 
Dr. Otto Habsburg-Lothringen zu politischer 
Zwietracht und damit zu einer neuen Be­
drohung der Zusammenarbeit kommt . 

Hohes Haus ! Die beste Basis der Zusammen­
arbeit ist eine sachliche Politik. 

Daß an alle Parteien immer wieder der Maß­
stab des Wählervertrauens angelegt wird, 
gehört zu dem Gesetz der Demokratie, dem wir 
uns alle bedingungslos unterwerfen. Bei 
allem, was uns parteipolitisch trennt, sollten 
wir aber nicht übersehen, was uns verbindet : 
nämlich eben dieses Bekenntnis zur Demokratie, 
das Bekenntnis zur Republik, das Bekenntnis 
zu Verfassung und Rechtsstaat und nicht 
zuletzt das Bekenntnis zu einem Österreich, 
zu dem heute alle Menschen in diesem Lande 
aus ganzem Herzen "Vaterland" sagen können. 
Auf dem festen Fundament dessen, was uns 
verbindet, unser österreichisches Haus im 
fairen Wettbewerb der Baumeister der beiden 
großen Parteien der Vollendung näher zu 

bringen und für alle Österreicher noch wohn­
licher zu machen, das ist und soll der Ehrgeiz 
der Bundesregierung sein, die ich Ihnen heute 
mit dieser Erklärung vorzustellen die Ehre 
habe. (Beifall bei OVP und SPO.) 

Präsident : Zur Stellung eines formalen An­
trages hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Hur­
des gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Hurdes (ÖVP) : Ich b e an­
t r a g e, über die Regierungserklärung morgen 
um 10 Uhr eine Debatte durchzuführen. 

Präsident : Es ist beantragt, eine Debatte 
über die Regierungserklärung in der nächsten 
Sitzung des Nationalrates, das ist am 3. April, 
durchzuführen. Ich bitte jene Frauen und 
Herren, die diesem Antrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. -
E i n s t i m m i g  a n g e n o m m e n. 

Die Tagesordnung ist e r s c h ö p f t. 

Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für morgen, 
den 3. April, 10 Uhr, ein. In dieser Sitzung 
wird die Debatte über die Regierungserklärung 
erfolgen. Die Tagesordnung wird den Abge­
ordneten in die KIu bs zugestellt werden. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s sen.  

SchIui der Sitzung : 16 Uhr 5 Minuten 

-----�--------------------------------------------------------

österreichi9Che Staatsdrudterei. 976 64 
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